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14. Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

           bestehende Grundstücksgrenzen

           vorgeschlagene Grundstücksgrenzen

           Gemarkung - Flurstücksnummer

Gemarkungsgrenze

           Höhenlinie Abstand 1,00m

           Nutzungsschablone:

Stadt Feuchtwangen, den .................  ................................................................
                                                                      Patrick Ruh, 1. Bürgermeister

Maßstab 1:1.000

Art der baulichen Nutzung
---------------------------------------------------------------
Grundflächenzahl (GRZ)         Geschossflächenzahl (GFZ)

---------------------------------------------------------------
First-/Trauf-Höhe                     Bauweise
---------------------------------------------------------------

Dachform

99/5

420.0

Festsetzungen (Textteil)

1. Art der baulichen Nutzung

GE     Im Bebauungsplan wird die Art der Nutzung im mit "GE" bezeichneten Planbereich gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 8 BauNVO festgesetzt als  
"Gewerbegebiet"  i.S.d. § 8 BauNVO. Die Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 BauNVO sind unzulässig.
Einzelhandelsbetriebe sind gem. § 1 Abs. 5 BauNVO unzulässig.
An den Endverbraucher gerichtete Verkaufsstätten für Eigenproduktionen eines im Plangebiet ansässigen Betriebes des Handwerks oder
des produzierenden und verarbeitenden Gewerbes als untergeordnete Nebenbetriebe können ausnahmsweise zugelassen werden. Die
Verkaufsstätten müssen in unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem jeweiligen Gewerbe - und
Handwerksbetrieb stehen, dem eigentlichen Betrieb räumlich angegliedert sein und als dessen Bestandteil erkennbar sein. Die
Verkaufsfläche muss der Betriebsfläche des produzierenden Gewerbes – oder Handwerksbetriebes deutlich untergeordnet sein.

2. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung beträgt als Höchstgrenze:

0,8      Grundflächenzahl = 0,8 (§ 19 BauNVO)
2,4      Geschossflächenzahl = 2,4 (§ 20 BauNVO)

Höhe der baulichen Anlagen:

Die max. Traufhöhe (Schnittkante der Außenwand mit der Dachhaut) beträgt 13,0m bei Gewerbebauweise. Die Firsthöhe (obere
Dachbegrenzungskante) ist auf max. 15,0m begrenzt. Die max. zulässige Gesamthöhe von Bürogebäuden beträgt 21m. Die Oberkante von
Türmen, turmartigen Gebäude und turmartigen bauliche Anlagen darf ausnahmsweise eine max. Höhe  von 30,0m aufweisen. Als Bezugspunkt
gilt die Höhe der festgelegten Geländeoberfläche am Gebäudestandort.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche

a        Im gesamten Gebiet gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. Es sind jedoch Gebäudelängen über 50,0m zulässig (§ 22 Abs.
4 BauNVO), die Abstände der Gebäude zu den Grundstücksgrenzen sind gemäß den Vorschriften der Bayerischen Bauordnung zu 
bemessen.

Die überbaubare Grundstücksflächen sind im Planteil mittels Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO festgesetzt. Gebäude und 
Gebäudeteile dürfen diese Grenzen nicht überschreiten.

          Garagen und Carports dürfen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen errichtet werden. Stellplätze, Garagenzufahrten und 
Garagenhöfe sind mit versickerungsfähigen Belägen zu versehen (z.B. Pflaster mit Rasen- oder Drainfugen).

4. Gestaltung der Gebäude

Geländeveränderungen sind insoweit zulässig, als sie im Zusammenhang mit der Erstellung der Gebäude erforderlich sind. Als Bezugspunkt gilt
die Höhenlage der anbaufähigen Verkehrsfläche. Geländeveränderungen sind parallel zur Höhenlage der Straßenachse der Erschließungsstraße
vorzusehen. Der Anschluss an das vorhandene Gelände der Nachbargrundstücke ist übergangslos herzustellen.

Beleuchtungsanlagen müssen so erstellt werden, dass der Verkehrsteilnehmer auf der B 25 und der St 1066 nicht geblendet werden.
Zur Vermeidung der Anlockung von Nachtfaltern und anderen Fluginsekten durch Straßen- und Objektbeleuchtung sollten vollständig
geschlossene LED-Lampen mit asymmetrischen Reflektor und nach unten gerichtetem Lichtkegel verwendet werden. Künstliche Lichtquellen
sollen kein kaltweißes Licht unter 540 nm und keine Farbtemperatur von mehr als 2700 K emittieren. Ein erhöhter Anteil von langen Wellenlängen
im Lichtspektrum (Rotlichtanteil) ist vorteilhaft.

Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer auf der B 25 und der St 1066 ablenken können und somit geeignet sind, die Sicherheit und die
Leichtigkeit des Verkehrs zu gefährden, dürfen nicht errichtet werden. PV - Module sind so zu errichten, dass negative Auswirkungen auf den
Straßenverkehr auszuschließen sind. Auf § 33 Straßenverkehrsordnung wird hingewiesen.

Empfehlungen zur Gebäudegestaltung:
- auf den Dächern und größeren geschlossenen Fassadenteilen wird eine Begrünung empfohlen
- es wird die Nutzungs regenerativer Energien empfohlen, bspw. durch Photovoltaikanlagen auf den Dächern
- auf größeren Glasfassaden sollte durch Musterung, Außenjalousien oder anflughemmende Vorpflanzung der Vogelschlag minimiert

werden
- es wird empfohlen künstliche Nisthilfen an den Fassaden anzubringen
- es sollte darauf geachtet werden, dass keine Bodenöffnungen mit Fallenwirkung für Kleintiere entstehen.

5. Einfriedungen

Als Grundstückseinfriedungen sind Zäune ohne Sockel bis zu einer Höhe von 2,0m zulässig. Entlang der B 25 und der St 1066 ist eine lückenlose
Einfriedung ohne Türen und Töre, jedoch in mindestens 8m Abstand vom Rand der befestigten Fahrbahn herzustellen.

6. Verkehrsflächen

           Straßenverkehrsflächeu

           Strassenbegrenzungslinie

           Gehweg

           Sichtdreieck
           Innerhalb der gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Einfriedungen keine Hochbauten errichtet werden. Zäune, Hecken, 

Anpflanzungen sowie Stapel und Haufen u.ä. mit dem Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände dürfen nicht angelegt werden, wenn
sie sich mehr als 0,80m über die Fahrbahnebene erheben.

7. Flächen für Versorgungsanlagen, Abwasserbeseitigung

          Oberirdische Hauptversorgungsleitung Strommasten

Unterirdische Hauptversorgungsleitung

           Umgrenzung der Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind, Schutzstreifen der Versorgungsleitungen

8. Wasserwirtschaft

Anfallendes Schmutzwasser ist dem öffentlichen Kanalnetz zuzuleiten. Die Niederschlagswässer müssen auf den Grundstücksflächen
gesammelt, rückgehalten und gedrosselt an die öffentliche Regenwasserableitung abgegeben werden. Bei Bedarf ist eine
Regenwasserbehandlung (z.B. Sedimentationsanlage) erforderlich. Für die zukünftigen bebaubaren Flächen ist für jedes Bauvorhaben ein
gesonderter Nachweis unter Beachtung der aktuell geltenden einschlägigen Regelwerke zu erbringen.
Für die Dimensionierung der Regenwasserrückhaltung aller befestigten Flächen ist das 5-minütige, 5- jährliche Regenereignis anzusetzen. Es
sind mindestens 300m³ Rückhaltevolumen je ha befestigter Fläche nachzuweisen. Der max. mögliche Drosselabfluss beträgt 15 l / (s x ha
befestigte Fläche).
Im Bereich der nördlichen Grünfläche werden Mulden angelegt, um wild abfließendes Wasser zu fassen.

Es ist, soweit möglich, für Dachflächen eine Versickerung und Regenwassernutzung auf den Grundstücken anzustreben. Das Dachflächen-
niederschlagswasser ist nach Möglichkeit in Form einer Brauchwassernutzung (Toilettenspülung, Betriebswasser, Gartenbewässerung etc.) zu
nutzen. Bei Sammlung und Nutzung von Niederschlagswasser sind die Vorgaben der Trinkwasserversorgung (TrinkwV) sowie die einschlägigen
Vorgaben einzuhalten.

Zur Erhaltung der Sickerfähigkeit und zur Begrenzung der Bodenversiegelung sind Flächen wie Fußwege, Stellplätze und Zufahrten, welche nicht
ständig von Fahrzeugverkehr beansprucht werden, mit wasserdurchlässigen Belägen wie z.B. Rasengittersteine, Pflaster mit Rasen-/Splittfugen
oder wassergebundene Decken zu versehen. Die Möglichkeit des Zuflusses von Oberflächenwasser aus Lagerflächen und ständig
beanspruchten Verkehrsflächen in diese Flächen ist baulich zu unterbinden (Nachweis im Bauantrag). Bereiche, in denen mit wasserge-
fährdenden Stoffen umgegangen wird, sind entsprechend zu befestigen.

9. Immissionsschutz

Vom Baugebiet dürfen keine Emissionen ausgehen, die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der B 25 und der St 1066 beeinträchtigen
können.

10. Planungen, Nutzungsregelungen Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft (Grünordnung)

           Öffentliche Grünfläche Umgrenzung Ausgleichsflächen

           Private Grünfläche

           Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

vorhandene Bäume und Sträucher

           Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

           Schutzzone des Naturparks Frankenhöhe

kartiertes Biotop

Die Freiflächen der Grundstücke sind zu begrünen und mit heimischen Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. Auf jedem Grundstück ist je
angefangene 1.000m² Grundstücksfläche, unabhängig von den ausgewiesenen Pflanzgeboten, ein standortgerechter heimischer, großkroniger
Laub- oder Obstbaum zu pflanzen und dauernd zu unterhalten. Im Bereich der Bepflanzung sind die Freiflächen mit einer artenreichen (mind.
50% Kräuteranteil) autochthonen Blumenwiese anzusähen. Für Bauflächen mit festgesetzten Pflanzgeboten ist ein Freiflächengestaltungsplan
mit dem Bauantrag vorzulegen.

Die nach dem Nachbarschaftsrecht erforderlichen Grenzabstände nach Art 47 und 48 des Bayer. Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen
Gesetzbuch sind einzuhalten.
- Gehölze bis 2m Höhe: Grenzabstand mindestens 50cm, - Gehölze über 2m Höhe: Grenzabstand mindestens 2,0m
- Gehölze über 2m Höhe, angrenzend an landwirtschaftlich genutzte Grundstücke: Grenzabstand mind. 4m

Vorgeschlagene Baumarten im privaten und öffentlichen Bereich:       Vorgeschlagene Straucharten im privaten und öffentlichen Bereich:
Acer campestre Feldahorn Cornus mas       Kornelkische
Acer platanoides  Spitzahorn Cornus sanguinea Hartriegel
Acer pseudoplantanus Bergahorn Corylus avellana    Haselnuß
Betula bendula Birke Crataegus laevigata Weißdorn
Carpinus betulus Hainbuche Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Prunus avium Vogelkirsche                          Ligustrum vulgare Liguster
Prunus padus Traubenkirsche                      Lonicera xylosteum Gemeine Heckenkirsche
Sorbus aucuparia Eberesche                             Rhamnus catharticus Kreuzdorn
Tilia cordata   Winterlinde                            Rhamnus frangula Faulbaum
Tilia platyphyllos Sommerlinde                         Rosa spec. Strauchrosen
Obstbäume verschiedene Sorten Sambucus nigra Holunder

        Viburnum lantana Wolliger Schneeball
                                              Viburnum opulus Gemeinder Schneeball

Der Oberboden der Baugrundstücke ist vor Baubeginn abzuschieben und zur Wiederverwendung separat zu lagern.
Die zu pflanzenden Bäume und Sträucher sollten aus annähernd gleichen Bodenverhältnissen stammen, um problemloses Anwachsen zu
gewährleisten.

Ausgleichsmaßnahmen
Mesophile Hecke
Im Westen und Norden des Industriegebietes wird auf einem 10 m breitem Grünstreifen eine vierreihige Hecke aus heimischen Gehölzen
entsprechend Pflanzschema des Grünordnugnsplanes, Punkt 5.4 gepflanzt. Entlang der ehemlaigen Deponie "Rotbergle" auf FLurstück 1815
wird eine zweireihige Hecke gepflanzt. Die Restfläche des Grünstreifens wird als extensive Wiese einmal jährlich gemäht.
Ziel der Maßnahme ist die Entwicklung eines mesophobilen Gebüsches (B112) auf Ackerflächen.

Extensives Grünland
Im Osten und Süden entlang der B 25 und St 1066 wird auf einem 13 m breitem Grünstreifen eine Baumreihe mit Laubbaumhochstämmen
entsprechend Pflanzenauswahlliste gepflanzt. Die Grünfläche von 6.630 m² wird als extensive Grünfläche
angesät. Der im Südwesten liegende Grünweg auf Flurnummer 1814 wird als Heckensaum mit einer autochtonen Saatgutmischung angesät.
Ziel der Maßnahme ist die Entwicklung von mäßig extensiv genutztem, artenreichem Grünland (G212) auf Ackerflächen.

V1 (aus saP): Die Räumung von Bauflächen sollte zwischen September und Februar außerhalb der Brutzeit von bodenbrütenden Vogelarten
(Mitte März bis August) durchgeführt werden. Für den Fall, dass Baufeldräumung und/oder Baubeginn innerhalb der o.g. Brutzeit vorgesehen ist,
muss vorher eine potenzielle Ansiedlung feldbrütender Vogelarten auf der jeweiligen Eingriffsfläche durch kreuzförmiges Überspannen mit
Flatterbändern unterbunden werden (= Vergrämungsmaßnahme). Das Raster sollte so dicht wie möglich sein und 15 m zwischen den
Kreuzungspunkten nicht unterschreiten. Die Aufhängungshöhe der Bänder sollte zwischen 0,75 und 1,20 m liegen.

CEF Maßnahmen
Der notwendige Ersatz für die 5 Feldlerchenreviere erfolgt auf Flurstück 1882 in der Gemarkung Heilbronn.
Die Fläche liegt maximal 4.500 m südöstlich vom Geltungsbereich.

1. Der Stadtrat Feuchtwangen hat in seiner Sitzung am 06.10.2021 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 51 "Industriegebiet West II"
mit integriertem Grünordnungsplan beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 29.10.2021 ortsüblich bekanntgemacht.

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden
wurde am 11.05.2022 beschlossen. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am 13.05.2022 bekannt gemacht.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des
Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom 11.05.2022 wurde in der  Zeit vom 01.06.2022 bis
einschließlich 02.07.2022 in Form einer Auslegung durchgeführt.

4. Zum Entwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom 11.05.2022 wurden die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und die Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 in der Zeit vom
01.06.2022
bis einschließlich 02.07.2022 frühzeitig beteiligt.

5. Die  Abwägung der eingegangenen Anregungen und Bedenken erfolgte am 06.07.2022. Der Billigungs- und Auslegungsbeschluss wurde
am 06.07.2022 gefasst. Die Bekanntmachung der Öffentlichen Auslegung erfolgte am 05.08.2022.

6. Zu dem Entwurf in der Fassung vom 06.07.2022 wurden die Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß 4 Abs. 2
BauGB und die Nachbargemeinden in der Zeit vom 15.08.2022 bis einschließlich 16.09.2022 beteiligt.

7. Der Entwurf des Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom 06.07.2022  wurde mit der Begründung
sowie bereits vorliegender umweltbezogener Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 15.08.2022 bis einschließlich 
16.09.2022 öffentlich ausgelegt.

8. Die Stadt Feuchtwangen hat mit Beschluss des Bau- und Verkehrsausschusses vom .................. die Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 51  für das  "Industriegebiet West II" mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom .................... gemäß § 10 Abs. 1BauGB
als Satzung beschlossen.

Stadt Feuchtwangen, den .....................    ................................................................
Patrick Ruh, 1. Bürgermeister

9. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 51 für das "Industriegebiet West II"  mit integriertem Grünordnungsplan wurde am
................ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. Der  Bebauungsplanes Nr. 51 für das "Industriegebiet West II" ist
damit nach § 10 Abs. 3 BauGB wirksam in Kraft getreten.

Stadt Feuchtwangen, den .....................    ................................................................
Patrick Ruh, 1. Bürgermeister

10. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 51 für das "Industriegebiet West II"  mit integriertem Grünordnungsplan wurde am
.................  gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. Der Bebauungsplanes Nr. 51 mit integriertem Grünordnungsplan
für das Gewerbegebiet "Industriegebiet West II" ist damit nach § 10 Abs. 3 BauGB wirksam in Kraft getreten.

Stadt Feuchtwangen, den .....................    ................................................................
Patrick Ruh, 1. Bürgermeister

Verfahrensvermerke

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 51
mit integriertem Grünordnungsplan

für das Gewerbegebiet
"Industriegebiet West II"

in Feuchtwangen

a
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FH  15,0m
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Juli 22

Juli 22

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 51
mit integriertem Grünordnungsplan und Umweltbericht

für das Gewerbegebiet
"Industriegebiet West II"

in Feuchtwangen

Die Stadt Feuchtwangen erlässt aufgrund
- des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147),
- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802),
- der Bayerische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert
durch § 4 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 (GVBl. S. 286),
in Verbindung mit Artikel 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS
2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 9. März 2021 (GVBl. S. 74)
folgenden Bebauungsplan als

Satzung
Bebauungsplan Nr. 51

mit integriertem Grünordnungsplan und Umweltbericht
für das Gewerbegebiet

"Industriegebiet West II"
in Feuchtwangen

§ 1: Geltungsbereich

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt der ausgearbeitete Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom
................. mit den auf diesem vermerkten textlichen Festsetzungen. Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan besteht aus der
Planzeichnung, den daneben vermerkten textlichen Festsetzungen sowie der Begründung und dem Umweltbericht jeweils in der Fassung vom
...............

Der Geltungsbereich wird wie folgt abgegrenzt:
- im Norden durch den Wirtschaftsweg mit der Fl.Nr. 1335/2, Gemarkung Banzenweiler
- im Westen durch die landwirtschaftlich genutzten Grundstücke mit den Fl.Nr. 1338, Gemarkung Banzenweiler sowie Fl.Nrn. 1808 und 1815, Gemarkung

Feuchtwangen,
- im Süden durch die St 1066 mit der Fl.Nr. 1815/5 und 1815/6, Gemarkung Feuchtwangen
- im Osten durch die B 25 der Fl.Nr. 1824/1, Gemarkung Feuchtwangen und 479/1 Gemarkung Banzenweiler.

Der Geltungsbereich beinhaltet die Grundstücke mit den Fl.Nrn. 422, 479/1, 1333 und 1334, Gemarkung Banzenweiler sowie 1807, 1809, 1810, 1811, 1812,
1824/1 Gemarkung Feuchtwangen.

§ 2: Inkrafttreten:

Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan wird mit der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses vom ..................... gemäß
§ 10 BauGB rechtsverbindlich.

Stadt Feuchtwangen, den .................  ................................................................
                                                                      Patrick Ruh, 1. Bürgermeister

Als Ersatzmaßnahme für den Eingriff durch die Bebauungspläne „Hochschule“ und „Röschenhof“ wurden auf Flurstk. 1882,  Gmk. Heilbronn 2017 eine
extensive Wiese mit Brachestreifen als CEF-Maßnahme angelegt.
Die Ersatz- und CEF-Maßnahme auf Flurstk. 1882, Gmk. Heilbronn hat eine Gesamtfläche von 6,31 ha.
Eine Teilfläche von 4,59 ha wurde als Ausgleich für den B-Plan „Hochschule“ verwendet. 1,72 ha wurden als Ausgleich für den Bebauungsplan Nr. 40
„Röschenhof“ verwendet.

Für die notwendigen CEF- Maßnahmen für 5 Feldlärchenreviere werden von der 4,59 ha großen Teilfläche für den B-Plan "Hochschule" weitere 2,5 ha
als Brachflächen angelegt.
Der B-Plan „Hochschule“ wird entsprechend geändert.

Durch die Umwandlung von extensiver Wiese in Brachfläche erfolgt keine ökologische Aufwertung nach Bay. Kompensationsverordnung.

Entwicklungsziel CEF - Maßnahmen:
Brachflächen als Feldlerchenausgleich, Größe 25.000m² (CEF-Maßnahme für B-Plan Nr.51 „Industriegebiet West II“)

Pflegemaßnahmen für die CEF - Maßnahme:
Der Aufwuchs wird jährlich im Frühjahr vor 1. März und Herbst ab 1. Oktober gemäht.
Bei jedem Mähgang werden maximal 50% der Fläche in Streifenmahd mit wechselnden Mähabschnitten gemäht.

Das Schnittgut ist von der Fläche zu entfernen, Mulchen ist nicht zulässig. Die Anwendung synthetischer Behandlungsmittel wie Pestizide wird
ausgeschlossen.
Dünger oder Düngemittel sind auf der Fläche generell nicht zugelassen. Dieses Verbot umschließt sowohl synthetisch hergestellte organische oder
mineralische Dünger also auch betriebseigene Dünger (z.B. Festmist, Jauche, Gülle, Kompost).
Weiterhin wird von 1. März bis 31. Oktober ein „Wälzverbot“ festgesetzt.

Zeitliche Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen:
Die Ausgleichsmaßnahmen sind vor Beginn der Baumaßnahmen im Geltungsbereich des Bebauungsplans umzusetzen.
      

2612

2605

2593/4

Ersatzfläche 3
Flstk. 2612 +2613/1
Gmkg. Feuchtwangen
Teilfläche ca. 2.185 m²
Pflanzung 12 Obstbäume

Ersatzfläche 2
Flstk. 2605
Gmkg. Feuchtwangen
Pflanzung 28 Obstbäume

Ersatzfläche 1
Flstk. 2593/4
Gmkg. Feuchtwangen
Pflanzung 10 Obstbäume

Ersatzmaßnahmen 1-4: Extensive Obstwiese

Auf den Ersatzflächen werden extensive Streuobstwiesen mit insgesamt 74 Obstbaumhochstämmen angelegt. Die Flächen werden derzeit als
Wirtschaftswiese genutzt.

Anlage der Ersatzmaßnahme:
Als Ersatzmaßnahmen für den Eingriff in das Schutzgut Boden, Lebensraum und Landschaft, wird die intensiv genutzte Wiesenfläche in eine extensive
Obstwiese umgewandelt.

Entwicklungsziel:
Ziel ist die Entwicklung traditionell typischer Streuobstwiesen, wofür die Flächen mit Obstbaumhochstämmen regionaler Obstsorten bepflanzt werden.
Pflanzabstand ca. 10 - 12 m.

Die Grünflächen werden als extensive Grünfläche mit einer autochtonen Saatgutmischung (Blumen 50% / Gräser 50%) entsprechend
Referenzmischung „Blumenwiese“ von www.Rieger-Hofmann.de angesät.

Diese Obstwiesen bieten einen großen Arten- und Individuenreichtum, wodurch ihnen generell eine große Bedeutung für den Naturhaushalt zukommt.
Mit ihrem Pollen und Nektar im Frühjahr, dem Obst im Sommer und Herbst bieten sie Nahrungsgrundlage für Insekten, Vögel und Säugetiere. Diese
wiederum sind  die Nahrungsgrundlage von z.B. Vögeln, Fledermäusen, Amphibien und Reptilien. Alte Obstbäume dienen zudem als Lebensraum für
die genannten Tierarten.

Extensive Obstwiesen dienen dem Biotopverbund und stellen einen wertvollen Lebensraum in der intensiv genutzten Agrar- und Siedlungslandschaft
dar. Durch intensive Siedlungsentwicklung vor allem in Ortsrandlagen sind Streuobstbestände in den letzten Jahrzehnten erheblich reduziert worden.
Durch die extensive Wiese wird der Nährstoffeintrag verringert und Hangerosion vermieden.

Zeitliche Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen:
Die Ausgleichsmaßnahmen sind in der ersten Pflanzperiode (Herbst/Frühjahr) nach Beginn der Baumaßnahmen im Geltungsbereich des
Bebauungsplans umzusetzen.

Pflegemaßnahmen für die Ausgleichsfläche:
Obstbaumschnitt:
Die neu gepflanzten Obstbäume erhalten in den ersten 8 Jahren einen Erziehungsschnitt. Danach wird im Abstand von 3-5 Jahren ein
Auslichtungsschnitt durchgeführt.

Wiesenpflege:
Die Grünfläche um die Obstbäume wird als extensive Wiese genutzt. Die Fläche wird im 1. Jahr dreimal (Schröpfschnitte) gemäht.
Anschließend wird die Wiese zweimal jährlich abschnittsweise gemäht. 1. Schnitt ab 15. Juni, 2.Schnitt ab September.
Das Schnittgut ist von der Fläche zu entfernen, Mulchen ist nicht zulässig. Die Anwendung synthetischer Behandlungsmittel wie Pestizide wird
ausgeschlossen.
Dünger oder Düngemittel sind auf der Fläche generell nicht zugelassen. Dieses Verbot umschließt sowohl synthetisch hergestellte organische oder
mineralische Dünger also auch betriebseigene Dünger (z.B. Festmist, Jauche, Gülle, Kompost).

2069

Ersatzfläche 4
Flstk. 2069
Gmkg. Heilbronn
Pflanzung 25 Obstbäume

11. Schutzzonen

Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist zu beachten, dass die Bäume in mind. 2,50m Entfernung von Fernmeldeanlagen und von
Kabeltrassen der N-ERGIE  sowie 3,0m Entfernung von Leitungstrassen der Wasser- und Gasversorgung gepflanzt werden. Sollte dieser
Abstand im Einzelfall unterschritten werden, so sind Schutzmaßnahmen der Fernmelde- und Versorgungsleitungen in Abstimmung mit dem
Versorgungsträger zu treffen.

Im Planteil festgesetzt sind Bauverbots- und Baubeschränkungszonen entlang der Bundesstraße B 25 und der Staatsstraße St 1066. Diese
betragen, gemessen vom Fahrbahnrand der
B 25:
- BVZ (Bauverbotszone): 20,0m, - BBZ (Baubeschränkungszone): 40,0m
St 1066:
- BVZ (Bauverbotszone): 20,0m , - BBZ (Baubeschränkungszone): 40,0m
Baumaßnahmen innerhalb der Baubeschränkungszone bedürfen jeweils der Genehmigung des zuständigen Straßenbaulastträgers.
Mit der Bepflanzung ist außerhalb der Sichtdreiecke ein Mindestabstand von 12 m zum Fahrbahnrand der Straßen einzuhalten.

12. Denkmalpflege

Archäologische Bodenfunde während der Bauarbeiten sind nach Art. 8 des Denkmalschutzgesetzes unverzüglich dem Landesamt für
Denkmalpflege oder dem Landratsamt als Untere Denkmalschutzbehörde zu melden.

13. Sonstige Festsetzungen

           Umgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
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Schutzzone Naturpark Frankenhöhe

Sichtdreieck 15/200

kartiertes Biotop Nr. 0105-012
"Feldgehölz und Hecken zwischen
Weiher am See und Sommerau"

kartiertes Biotop Nr. 0105-013
"Feldgehölz und Hecken zwischen
Weiher am See und Sommerau"

kartiertes Biotop Nr. 0105-014
"Feldgehölz und Hecken zwischen
Weiher am See und Sommerau"

kartiertes Biotop Nr. 0105-004
"Feldgehölz und Hecken zwischen
Weiher am See und Sommerau"
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